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ISSN 0455-0420I. Gesamtwirtschaftliche Entwicklung
1. Produktion, Investitionen, Preise
Die Entwicklung der weißrussischen Wirtschaft
im Jahr 1994 ist durch eine deutliche Beschleu-
nigung des Produktionsrückgangs im Vergleich
zu den Vorjahren gekennzeichnet (Tabelle 1).
In den ersten neun Monaten des Jahres sank das
Bruttoinlandsprodukt gegenüber der entspre-
chenden Vorjahresperiode um 24 vH (1993: -9
vH). Die in den letzten Jahren betriebene Poli-
tik, Produktion und Beschäftigung mit Staats-
aufträgen, Subventionen und staatlicher Investi-
tionslenkung so weit wie möglich aufrechtzuer-
halten, hat offensichtlich versagt. Nicht zuletzt
die negative Entwicklung des Handels mit Ruß-
land und den übrigen Nachfolgestaaten der So-
wjetunion hat erheblich zur Verschlechterung
der Lage der stark außenhandelsabhängigen
weißrussischen Wirtschaft beigetragen. Die
Verteuerung der Energieimporte aus Rußland
hat die Wettbewerbsfähigkeit der weißrussi-
schen Unternehmen beeinträchtigt und die Ab-
satzmöglichkeiten auf den ohnehin geschrumpf-
ten Märkten der ehemaligen Sowjetrepubliken
zusätzlich verringert. Die ökonomischen Ko-
sten einer Fortsetzung der strukturkonservieren-
den Politik werden angesichts der nach wie vor
drohenden Gefahr einer Hyperinflation immer
höher.
Die Industrieproduktion lag in den Monaten
Januar-September 1994 um 25 vH unter dem
Niveau des entsprechenden Vorjahreszeitraums.
Es kam allerdings im Jahresverlauf zu einer
Abschwächung des Produktionsrückgangs. Im
ersten Quartal sank die Industrieproduktion im
Vorjahresvergleich um 35 vH, im zweiten
Quartal um 28 vH und im dritten Quartal um 12
vH. In vielen Unternehmen kam es wegen aus-
bleibender Zulieferungen und Absatzschwierig-
keiten zu einer Einstellung der Produktion. Wie
bereits 1992 und 1993 verzeichnete die Brenn-
stoffindustrie, die vor allem russisches Erdöl
weiterverarbeitet, in den ersten drei Quartalen
des Jahres 1994 den stärksten Produktionsrück-
Tabelle 1 - Entwicklung wichtiger Wirtschaftsindikatoren 1990-1994 (Veränderungen gegenüber der entsprechenden
Vorjahresperiode in vH)

























































Quelle: Narodnoe chozjajstvo Respubliki Belarus' v 1991 g. Minsk 1992, S. 7, 9, 166; Osnovnye pokazateli raboty narod-
nogo chozjajstva Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1992 goda. Minsk 1993, S. 1 ff.; O rabote narodnogo chozjajstva
Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1993 goda. Minsk 1994, S. 1 ff., 104; O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki
Belarus' vjanvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 5 ff., 61, 127.gang (-53 vH; Tabelle 2).
1 Überdurchschnitt-
lich verringerte sich auch die Produktion in der
Baustoffindustrie (-35 vH), die vom Absinken
der Investitionen besonders betroffen war, so-
wie in der Leichtindustrie (-34 vH). Im Ma-
schinenbau (-25 vH) waren die Produktionsein-
bußen dort am höchsten, wo Investitionsgüter
vorzugsweise für den Markt der ehemaligen
Sowjetunion erzeugt werden. Hierzu zählen die
Automobilindustrie (Lastkraftwagen: -35 vH),
der Traktoren- und Landmaschinenbau (Trakto-
ren: -50 vH; Mähdrescher: -70 vH), die elek-
trotechnische Industrie und der Werkzeugma-
schinenbau. Bei den von diesem Industriezweig
erzeugten langlebigen Konsumgütern verlief
die Produktionsentwicklung demgegenüber un-
einheitlich (Fernsehgeräte: -24 vH; Radiogerä-
te: -28 vH; Kühl- und Gefrierschränke: +2,8
vH; Waschmaschinen: +4,2 vH; Motorräder:
-59 vH). Vergleichsweise gering sanken die
Stromerzeugung (-14 vH) und die Produktion
der überwiegend für den Binnenmarkt tätigen
Nahrungsmittelindustrie (-11 vH).
2
In den letzten Jahren ist es aufgrund des
unterschiedlichen Produktionsrückgangs in den
einzelnen Branchen sowie der Veränderungen
der relativen Preise (Tabelle 2 und 4) zu einer
beträchtlichen Verschiebung in der Struktur der
Industrieproduktion in jeweiligen Preisen ge-
kommen. Besonders stark hat der Anteil der
Elektrizitätswirtschaft an der nominalen Indu-
strieproduktion zugenommen (1990: 3 vH;
1992: 8 vH; Januar-September 1994: 14 vH).
Dieser Zuwachs war sowohl mengen- wie
preisbedingt. Die Produktion sank wegen der
relativ unelastischen Stromnachfrage nur unter-
durchschnittlich. Gleichzeitig sind die Stromta-
rife wegen der Verteuerung der Importe von
Erdöl und Gas überproportional angestiegen.
Der Anstieg des Anteils der Chemieindustrie
(1990: 9 vH; 1992: 12 vH; Januar-September
1994: 15 vH) ist ausschließlich auf überdurch-
schnittliche Preissteigerungen zurückzuführen.
Demgegenüber sind die Anteile des Maschinen-
baus (1990: 34 vH; 1992: 28 vH; Januar-Sep-
tember 1994: 25 vH) und der Leichtindustrie
(1990: 17 vH; 1992: 13 vH; Januar-September
1994: 9 vH) wegen des vergleichsweise gerin-
gen Preisanstiegs in diesen Branchen deutlich
zurückgegangen. Der Anteil der Brennstoffin-
dustrie blieb mit 8 vH seit 1992 konstant (1990:
5 vH), da der starke Produktionsrückgang die-
ser Branche durch die weit überdurchschnittli-
chen Preissteigerungen kompensiert wurde.
3
Tabelle 2 - Industrieproduktion nach Industriebereichen in konstanten Preisen 1991-1994 (Veränderungen gegenüber der
























































Quelle: Narodnoe chozjajstvo Respubliki Belarus' v 1991 g. Minsk 1992, S. 342; Osnovnye pokazateli raboty narodnogo
chozjajstva Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1992 goda. Minsk 1993, S. 6; O rabote narodnogo chozjajstva
Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1993 goda. Minsk 1994, S. 48; O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki
Belarus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 77.Die Produktion der Landwirtschaft blieb in
den ersten neun Monaten 1994 um 15 vH unter
dem Niveau des Vorjahres. Zwar lagen am
Ende des Berichtszeitraums noch keine endgül-
tigen Ernteergebnisse vor, jedoch zeichneten
sich deutlich geringere Erträge als im Vorjahr
ab. Das Staatskomitee für Statistik und Analyse
schätzte Mitte Oktober die zu erwartende Ernte
von Getreide auf 6,3 Mill. t (-16 vH) und von
Kartoffeln auf 7,3 Mül. t (-37 vH). Bei Zucker-
rüben und Gemüse lagen die Ernteerträge bis
Mitte Oktober um etwa 25 vH unter den Vor-
jahreswerten. In der Tierwirtschaft sanken die
gesamten Verkäufe von Vieh und Geflügel
gegenüber den ersten drei Quartalen 1993 um
11 vH, die Milchproduktion um 1 vH, die Pro-
duktion von Eiern um 6 vH und von Wolle um
44 vH. Die Selbstvermarktung tierischer Pro-
dukte durch die Agrarbetriebe hat offensichtlich
an Bedeutung gewonnen, da der Rückgang der
staatlichen Aufkäufe (Vieh und Geflügel: -17
vH; Milch: -11 vH; Eier: -10 vH)
4 stärker aus-
fiel als der Produktionsrückgang.
Die Angaben über die Entwicklung der Inve-
stitionen sind außerordentlich lückenhaft. Es
fehlen insbesondere hinreichende Informatio-
nen über die sektorale Investitionsstruktur. Ins-
gesamt sind die Investitionen in den ersten drei
Quartalen gegenüber dem entsprechenden Zeit-
raum 1993 um 26 vH zurückgegangen. Wie in
den Vorjahren sanken die Investitionen in den
produzierenden Bereich, zu dem in der Statistik
auch das Verkehrs- und Nachrichtenwesen ge-
rechnet wird, stärker als im Durchschnitt; ihr
Anteil an den gesamten Investitionen betrug 53
vH (1993: 55 vH). Den stärksten Rückgang
verzeichneten die Investitionen in die Baustoff-
und in die Leichtindustrie mit über 50 vH. Die
Investitionen in die Stromwirtschaft sanken um
23 vH und in den Maschinenbau um 15 vH.
Demgegenüber wurde in die Erdölverarbeitung,
die chemische und petrochemische Industrie so-
wie die Holz-, Holzverarbeitungs-, Zellstoff-
und Papierindustrie etwas mehr als im Vorjahr
investiert. Die Investitionen in den nichtprodu-
zierenden Bereich, zu denen vor allem der Bau
von Wohnungen und Sozialeinrichtungen zählt,
gingen gegenüber den ersten drei Quartalen
1993 um 25 vH zurück.
5
Lückenhaft sind auch die Angaben über den
privaten Konsum. Der Rückgang des Einzel-
handelsumsatzes und der Dienstleistungen in
konstanten Preisen weist auf ein starkes Absin-
ken des privaten Konsums hin. Dies steht im
Einklang mit dem gesunkenen Realeinkommen
(-20 vH). Allerdings nahm der Einzelhandels-
umsatz im Jahr 1994 — erstmals seit 1991 —
wieder weniger stark als die Investitionen ab.
Während in Rußland in diesem Jahr die mo-
natlichen Inflationsraten meist unter 10 vH ge-
halten werden konnten, ist die Gefahr einer Hy-
perinflation in Weißrußland nach wie vor akut.
Nachdem im Verlauf des ersten Quartals 1994
die monatlichen Preissteigerungsraten von 40
auf 10 vH gesunken waren, betrugen sie in den
beiden folgenden Quartalen meist zwischen 20
und 30 vH, im August überstieg der monatliche
Anstieg der Verbraucherpreise sogar erstmals
seit der Preisfreigabe 50 vH (Tabelle 3). Die
Tabelle 3 - Preisentwicklung Januar 1993-September





































































Quelle: O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Bela-
rus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 67.starken Schwankungen der monatlichen Preis-
steigerungsraten sind zu einem erheblichen
Maße auf punktuelle administrative Preiserhö-
hungen zurückzuführen.
Die Verkaufspreise der Industrie an den
Großhandel lagen im September 1994 um
1 000 vH über dem Niveau vom Dezember
1993. Im Monatsdurchschnitt betrug der Preis-
anstieg 30 vH, wobei die höchsten monatlichen
Steigerungsraten im August und September mit
46 bzw. 47 vH verzeichnet wurden. Am stärk-
sten sind im Verlauf der ersten neun Monate
des Jahres die Preise der Futtermittelindustrie
(+1 700 vH) und der petrochemischen Industrie
(+1 300 vH) gestiegen, am geringsten war der
Preisanstieg in der Baustoff- und in der Glasin-
dustrie (+600 vH). Da die beiden zuletzt ge-
nannten Industriezweige 1993 die mit Abstand
höchsten Preissteigerungsraten aufwiesen, wa-
ren die Spielräume für weitere Preiserhöhungen
1994 offensichtlich klein (Tabelle 4). Geringer
als im Durchschnitt wurden die Stromtarife und
die Preise der Brennstoffindustrie erhöht.
Der Anstieg der Verbraucherpreise betrug im
Verlauf der ersten neun Monate knapp 800 vH
(Nahrungsmittel: +855 vH; übrige Konsumgü-
ter: +650 vH; Dienstleistungen: +780 vH). Dies
entspricht einem Monatsdurchschnitt von 27
vH. Wie im Vorjahr blieb die Teuerungsrate da-
mit deutlich hinter dem Anstieg der industriel-
len Erzeugerpreise zurück, worin die unverän-
derte Politik der Regierung zum Ausdruck
kommt, die Verteilungswirkungen der Inflation
durch Preissubventionen abzumildern. Im Ver-
gleich zur entsprechenden Periode des Vorjah-
res, durch den saisonale Preisschwankungen
eliminiert werden, stiegen die Verbraucherprei-
se im Zeitraum Januar bis September 1994 um
2 430 vH (Nahrungsmittel: +2 640 vH; übrige
Konsumgüter: +2 130 vH; Dienstleistungen:
+2 115vH).
6
Tabelle 4 - Entwicklung der Verkaufspreise der Industrie nach Branchen 1991-1994 (Veränderungen gegenüber der


















































































Quelle: Osnovnye pokazateli raboty narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1992 goda. Minsk
1993, S. 44; O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1993 goda. Minsk 1994, S. 40; O
rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' v janvare—sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 71.2. Einkommen, Löhne, Arbeitsmarkt
Bei einem Anstieg der nominalen Einkommen
von 1 930 vH lagen die realen Einkommen im
Zeitraum Januar-September 1994 um 20 vH
unter dem Niveau des entsprechenden Zeit-
raums 1993. Damit zeichnet sich für das ge-
samte Jahr ein ähnlich starker Rückgang wie
für 1993 (-21 vH) ab. Durch eine sehr sprung-
hafte monatliche Entwicklung sowohl der no-
minalen Einkommen und Löhne als auch der
Verbraucherpreise zeigen Vergleiche einzelner
Monate und Zeiträume sehr differenzierte Re-
sultate. Die nach Abzug gesetzlicher Pflichtab-
führungen und Beiträge verfügbaren Geldein-
kommen verringerten sich gegenüber dem Ver-
gleichszeitraum des Vorjahres um 29 vH.
7 Im
April wurde das Realeinkommensniveau von
Dezember 1993 wieder erreicht, in den folgen-
den Monaten wurde es zeitweilig auch stärker
überschritten (Tabelle 5).
Tabelle 5 - Entwicklung der nominalen und realen Geld-































































und Naturalerträge aus Hauswirtschaften.
Quelle: O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Bela-
rus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 61
f.; interne Arbeitsmaterialien des NIEI; eigene Berech-
nungen.
Bei einem Anstieg der Nominallöhne von
1 564 vH gingen die Reallöhne des Zeitraums
Januar-September 1994 gegenüber der Ver-
gleichsperiode des Vorjahres um 39 vH zurück.
Damit fiel der Rückgang der Reallöhne stärker
aus, als die Lohnpolitik ursprünglich beabsich-
tigt hatte. Bei zwischenzeitlich starken monat-
lichen Schwankungen wurden im September
1994 nur 78 vH der Reallöhne vom Dezember
1993 ausgewiesen. Durch die Festlegung von
Mindestlöhnen und eine Indexierung der Ein-
kommen in den haushaltsfinanzierten Organisa-
tionen sollte das Nominallohnwachstum auf 70
vH der Preisentwicklung begrenzt werden.
Die Struktur der Geldeinkommen veränderte
sich weiter zuungunsten der Löhne. Diese blie-
ben zwar nach wie vor die wichtigste Einkom-
mensquelle, jedoch verringerte sich ihr Anteil
an den Gesamteinkommen auf 45 vH (1991: 71
vH, 1993: 62 vH). Die anderen Einkommensbe-
standteile sind deutlich schneller gestiegen als
die Löhne (Tabelle 6). Das gilt vor allem für
Transferzahlungen und Einnahmen aus unter-
nehmerischer Tätigkeit, die überdurchschnitt-
lich zunahmen.
8 Dahinter könnte sich ein sehr
starker Gewinnzuwachs im Handel verbergen.
9
Möglicherweise sind in den Unternehmen aber
auch Lohnzahlungen als Einnahmen aus Unter-
nehmertätigkeit deklariert worden; solche Um-
schichtungen könnten in Erwartung einer Lohn-
indexierung getätigt worden sein.
Tabelle 6 - Struktur der Geldeinkommen im Zeitraum
Januar-September 1993 und 1994 (vH)
Geldeinkommen insgesamt
Arbeitslohn
Einkommen aus dem Verkauf
landwirtschaftlicher Produkte
Renten, Unterstützungen, Stipen-























Quelle: O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Bela-
rus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 61;
eigene Berechnungen.Die Grundvergütung der Beschäftigten in
den haushaltsfinanzierten Organisationen und
die Mindestlöhne in der Wirtschaft wurden wie
bisher vierteljährlich erhöht und betrugen im
September 1994: 11000 bzw. 10 000 Rubel.
Sie stiegen damit langsamer als die durch-
schnittlichen Arbeitslöhne.
Die Zusammensetzung des von der weißrus-
sischen Statistik definierten Existenzminimums
ist nicht eindeutig. Damit ist die Anwendung
als Maßstab des Lebensstandards problema-
tisch. Hinzu kommen Einkommens- und Preis-
sprünge, die eine kurzfristige Vergleichbarkeit
erschweren. Bei allen Einschränkungen der Be-
wertung ist jedoch ist eine negative Entwick-
lung der Relation zwischen den Einkommen
aus verschiedenen Quellen und dem Existenz-
minimum unverkennbar.
Die Relation des Durchschnittslohns zum
amtlich berechneten Existenzminimum sank im
Verlauf des Jahres 1994 von 123 vH im Januar
(April: 146 vH) auf 95 vH in den Monaten
August und September. 1993 hatte der Durch-
schnittslohn noch 176 vH des Existenzmini-
mums betragen.
1
0 Im August 1994 erhielten 38
vH der Beschäftigten in der Industrie einen
Lohn, der geringer als das Existenzminimum
war. Die Mindestaltersrenten wurden bis Sep-
tember 1994 sechsmal der Preisentwicklung an-
gepaßt, dennoch verschlechterte sich ihre Rela-
tion zum Existenzminimum drastisch gegen-
über 1993 (Tabelle 7).
Die Entwicklung der Löhne verlief wie bis-
her differenziert (Tabelle 8). Die regelmäßige
Anhebung der unteren, indexierten Lohngrup-
pen zog eine Anhebung auch der grundsätzlich
nicht indexierten Einkommen der höheren Qua-
lifikationsstufen nach sich. Im Gesundheitswe-
sen und in der Verwaltung von Staat und Wirt-
schaft wuchsen die Löhne deutlich überdurch-
schnittlich. Die relativen Löhne in den Sektoren
Bildung, Kultur und Wissenschaft sanken dage-
gen. In dem Teil der Wirtschaft, der nicht der
Regulierung unterliegt, insbesondere im Fern-
meldewesen, Baugewerbe und in der Industrie,
sind die Löhne überdurchschnittlich angestie-
gen. In der Landwirtschaft fiel das nominelle
Lohnwachstum ein weiteres Mal unterdurch-
schnittlich aus.
Auf dem Arbeitsmarkt hat sich der Rückgang
der gesamtwirtschaftlichen Leistung noch im-
mer nicht ausgewirkt (Tabelle 9). Zwar nahm
die Beschäftigung zwischen Dezember 1992
und Dezember 1993 um 200 000 Personen ab;
die Zahl der als arbeitslos registrierten Personen
stieg aber nur um 42 000. Im September 1994
stieg die Zahl der offiziell registrierten Arbeits-
losen auf knapp 100 000. Zu dem nur geringen














































































Quelle: O rabote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994; interne Arbeits-




























































































Quelle: Osnovnye itogi raboty narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' v 1993 godu. Minsk 1994, S. 50; O rabote
narodnogo chozjajslva Respubliki Belarus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 63; eigene Berechnungen.
Rückgang der Beschäftigung dürfte das Be-
schäftigungsprogramm der Regierung beigetra-
gen haben, das unter anderem vorsieht, den Be-
trieben Vorzugskredite zum Erhalt bestehender
Arbeitsplätze zu gewähren. Generell ist davon
auszugehen, daß ein Teil des Beschäftigungsab-
baus im Staatssektor von der Privatwirtschaft
absorbiert wird. Die offiziell ausgewiesene Ar-
beitslosenquote betrug im September 1994 nur
2 vH. Dagegen nahm die verdeckte Arbeitslo-
sigkeit zu.
1
1 Die statistisch ausgewiesenen
Ausfallzeiten in der Industrie verdoppelten sich
im Zeitraum Januar-September 1994 gegenüber
dem Vergleichszeitraum des Vorjahres. Aus
diesem Grund waren durchschnittlich 10 vH der
Beschäftigen der Industrie ohne Arbeit.
1
2 Der
Anteil der Arbeitslosen, die sechs Monate bis
zu einem Jahr ohne Stellung waren, stieg im
Vergleich zum ersten Halbjahr 1993 von 16 auf
29 vH. Der Anteil der Arbeitslosen, die weniger
als 6 Monate arbeitslos waren, nahm dagegen
ab. Länger als ein Jahr ohne Arbeit waren 6 vH
der Arbeitslosen.
1
3 Drei Viertel der Arbeitslo-
sen gehörten zur Altersgruppe der 18- bis 40-
jährigen. Die Frauen waren mit 63 vH überpro-
portional von der Arbeitslosigkeit betroffen.
Nur die Hälfte der registrierten Arbeitslosen er-
hielt eine Unterstützung. Von der Gesamtzahl
der Arbeitslosen nahmen im September nur
1 900 Personen (2 vH) an Umschulungsmaß-
nahmen teil. Zunehmend werden Arbeitslose zu
gemeinnützigen Arbeiten herangezogen. Im
September betraf dies 4 100 Personen (4 vH).
1
4
Tabelle 9 - Beschäftigte, Arbeitslose und offene Stellen




























Quelle: Osnovnye pokazateli raboty narodnogo chozjajst-
va Respubliki Belarus' za janvar'-dekabr' 1992 goda.
Minsk 1993, S. 49; Osnovnye pokazateli raboty narodno-
go chozjajstva ... v 1993 godu. Minsk 1994, S. 51; O ra-
bote narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' v jan-
vare-sentjabre 1994 g. Minsk 1994, S. 72.10
II. Wirtschaftspolitische Lage
1. Finanzpolitik
Finanzpolitisch lassen sich die ersten neun Mo-
nate des Jahres 1994 in zwei unterschiedliche
Phasen teilen: Das Defizit des konsolidierten
Haushalts schnellte im ersten Quartal auf 13 vH
des BIP. In den Folgequartalen zeigten Konso-
lidierungsbemühungen vordergründig Erfolge.
Insgesamt belief sich das Defizit nach Ende des
dritten Quartals auf nur noch knapp 3 vH des
BIP (Schaubild l).
1
5 Eine solche Konsolidie-
rungspolitik ist insbesondere bei real rückläufi-
gen Einnahmen bemerkenswert. Angesichts
auffallend rudimentärer Informationen über die
Entwicklung der Zentralbankkredite nach dem
ersten Quartal kann vermutet werden, daß es
sich um eine neuerliche Ausgaben- und Aufga-
benumschichtung zwischen öffentlichem Haus-
halt und Zentralbank handelt. Würde sich dies
bestätigen, könnte auch angesichts eines derart
geringen Defizits von einer konsequenten Sta-
bilitätspolitik keine Rede sein.
Schaubild 1 - Einnahmen, Ausgaben und das Defizit













Jahr 1.Qu. 2. Qu 3 Qu. 1.-3. Qu.
1993 1994
Defizrt [ | Ausgaben
aDie Angaben über das nominale BIP für 1993 streuen je
nach Quelle erheblich. Bei der Berechnung der Anteils-
werte wurden Angaben des Finanzministeriums zugrunde
gelegt, die für 1993 ein BIP von 11,5 Bill. Rubel aus-
weisen.
Quelle: Unterlagen des Finanzministeriums von Weiß-
rußland; eigene Berechnungen.
Der reale Einbruch auf der Einnahmenseite
des konsolidierten Haushalts hat sich in den
ersten neun Monaten des Jahres 1994 beschleu-
nigt (-35 vH).
1
6 Insgesamt erreichten die Ein-
nahmen des konsolidierten Haushalts etwa 28
vH des BIP.
1
7 Wesentliche Ursachen des realen
Einnahmenrückgangs dürften in dem beschleu-
nigten Produktionszusammenbruch und der ho-
hen Inflation liegen, durch die verzögerte Steu-
erzahlungen real entwertet werden. Die Struktur
der Steuereinnahmen blieb trotz des erheblichen
realen Produktionsrückgangs und der Senkung
des Mehrwertsteuersatzes um 5 Prozentpunkte
zu Jahresbeginn
1
8 im wesentlichen erhalten
(Tabelle 10); dieser gleichmäßige reale Rück-
gang des Steueraufkommens läßt eine sinnvolle
Interpretation der Aufkommenselastizität ein-
zelner Steuerarten und damit auch des Fort-
schritts in der Haushaltsreform nur begrenzt zu.
Nach wie vor stellt die Gewinnsteuer die
Haupteinnahmequelle des konsolidierten Haus-
halts dar (etwa 30 v'H der Gesamteinnahmen),
gefolgt von der Mehrwertsteuer (28 vH) und
den Akzisen (10 vH). Eine eher untergeordnete
Rolle spielt weiterhin das Einkommensteuer-
aufkommen (etwa 7 vH). Wie in den Vorjahren
wird durch laufende Anpassung der steuerrecht-
lichen Einkommensklassen
1
9 die „kalte Pro-
gression" für die privaten Haushalte abge-
schwächt, jedoch nicht aufgehoben.
Die Entwicklung auf der Ausgabenseite war
im bisherigen Jahresverlauf uneinheitlich: Wäh-
rend die Ausgaben im ersten Quartal die Re-
kordhöhe von 43 vH am BIP erreicht hatten,
wurden sie im zweiten und dritten Quartal so
deutlich reduziert, daß sich für die ersten neun
Monate des Jahres 1994 ein Anteilswert von
knapp 31 vH am BIP errechnet. Insgesamt san-
ken die Ausgaben in den ersten neun Monaten
real um 35 vH im Vergleich zum entsprechen-
den Vorjahreszeitraum. Die „sonstigen Ausga-
ben" hatten im ersten Quartal 1994 einen erheb-
lichen Bedeutungszuwachs erfahren, als vor-
mals über das Bankensystem weitergeleitete
Zentralbankkredite über den Haushalt abgerech-
net wurden. Folglich könnte die deutliche Re-
duzierung dieses Postens in den Folgequartalen
vor allem auf eine Veränderung dieser Finan-
zierungspraxis hindeuten. Entsprechendes gilt
für die Interpretation der überdurchschnittlich
gekürzten Ausgaben für die „Volkswirtschaft";11
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aIm „konsolidierten Haushalt" werden der Republikshaushalt und die Haushalte der nachgeordneten Gebietskörperschaften zusammenge-
faßt; nicht einbezogen werden die bestehenden zahlreichen außerbudgetären
ten, wurde die Streichung einer Null
BIP für 1993 streuen je nach Quelle




Fonds. - Um die Vergleichbarkeit der Daten aufrechtzuerhal-
1994 nicht berücksichtigt. -
 cDie Angaben über das




Quelle: Unterlagen des Finanzministeriums von Weißrußland; eigene Berechnungen.
hinter diesem Posten verbergen sich vor allem
Subventionszahlungen. Diese anhaltenden Sub-
ventionszahlungen konservieren die Verzerrun-
gen der relativen Preise. Insgesamt übersteigen
die Aufwendungen für Subventionen (66 vH
der Ausgaben für „Volkswirtschaft") bei wei-
tem die staatlichen Ausgaben für Investitionen
(23 vH).
Durch die radikale Ausgabenkürzung im
zweiten und dritten Quartal 1994 konnte das
offiziell ausgewiesene Defizit des konsolidier-
ten Haushalts im bisherigen Jahresverlauf auf
eine Größenordnung von 2,9 vH des BIP be-
grenzt werden. Die Zentralbank stellte dem
Haushalt offensichtlich ein größeres Kreditvo-
lumen zur Verfügung als zur Defizitfinanzie-
rung notwendig gewesen wäre (110 vH des Ge-
samtdefizits).
2
0 Diese Kredite führten zusam-
men mit Krediten internationaler Organisatio-
nen zu erheblichen Kassenreserven im öffentli-
chen Sektor; insgesamt konnten Finanzmittel in
der Größenordnung des in den ersten neun Mo-
naten aufgelaufenen Defizits in das vierte Quar-
tal übertragen werden. Das auffallend geringe
Defizit und die Bildung dieser erheblichen Kas-
senreserven bedürfen einer Erklärung. Diese
könnte z.T. darin zu finden sein, daß es sich bei
den Kassenreserven im wesentlichen um nicht
genutzte Kredite internationaler Organisationen
handelt.12





aUm die Vergleichbarkeit der





31,2 2 837,6 2 808,0 60,8
7,8 69,2 16,2 60,8
0,7 814,2 245,3 569,6
Daten aufrechtzuerhalten, wurde die Streichung einer Null beim weißrussischen Rubel im
tigt.
Quelle: Unveröffentlichte Arbeitsmaterialien des NIEI.
Die Finanzlage der wichtigsten außerbudge-
tären Fonds (Sozialversicherungs-, Beschäfti-
gungs- und Straßenbaufonds) war in den ersten
sechs Monaten des Jahres 1994 durch deutliche
Überschüsse geprägt (Tabelle 11), während der
konsolidierte Haushalt ein Defizit in der Grö-
ßenordnung von 6,3 vH des BIP auswies. Unter
Einbeziehung dieser Überschüsse ergibt sich für
die ersten sechs Monate des Jahres 1994 ein
Defizit des öffentlichen Sektors von 4,5 vH des
BIP. Danach geht von diesen Nebenhaushalten
eine stabilisierende Wirkung aus. Unter den Be-
dingungen nicht ausgelasteter Kapazitäten wür-
de die Verwendung der außerbudgetären Mittel
die Inflation nicht zwangsläufig verschärfen. Ir-
ritierend scheint daher, daß trotz der bekannten
Notwendigkeit von Investitionen in die Infra-
struktur die Mittel des Straßenbaufonds nur zu
einem Drittel abgerufen wurden.
Die aktuellen Haushaltsplanungen für das
laufende Jahr sehen eine Defizitbegrenzung auf
unter 6 vH des BIP vor. Demnach würde sich
für das vierte Quartal 1994 noch ein erheblicher
finanzpolitischer Spielraum ergeben. Abwei-
chungen auf der Einnahmenseite des konsoli-
dierten Haushalts ergeben sich im bisherigen
Jahresverlauf vor allem bei den indirekten Steu-
ern; zudem lag bislang der Anteil der Einkom-
mensteuer am Gesamtaufkommen deutlich über
den Planungen. Auf der Ausgabenseite ist eine
über die bisherige Entwicklung hinausgehende
Reduzierung des Postens „Volkswirtschaft" bei
gleichzeitiger Verdoppelung des Gewichts der
„sonstigen Ausgaben" vorgesehen. Hinter die-
ser Strukturveränderung könnte sich eine buch-
halterische Umschichtung von Subventionen
verbergen.
Insgesamt läßt sich feststellen, daß auf den
ersten Blick ein finanzpolitischer Kurswechsel
erfolgte. Allerdings scheint weiterhin eine par-
tielle Substitutionsbeziehung zwischen Geld-
und Fiskalpolitik zu bestehen, die jeglichen sta-
bilitätsorientierten Ansatz sofort konterkarieren
kann. Dringend geboten ist daher, die bestehen-
de . Verflechtung von Staats-, Unternehmens-
und Bankensektor und Zentralbank aufzubre-
chen. An diesem Punkt müßte auch ein Anti-
Krisen-Programm — wie es von der Regierung
vorgelegt wurde — ansetzen. Eine auf Konsoli-
dierung der öffentlichen Haushalte ausgerich-
tete Fiskalpolitik allein reicht nicht aus.
2. Geld- und Kreditpolitik
2
1
Offensichtlich hat die weißrussische Regierung
inzwischen von einer Währungsunion mit Ruß-
land Abstand genommen (vgl. Abschnitt II.4).
Damit bleibt Weißrußland in seinen geld- und
währungspolitischen Entscheidungen autonom.
Angaben über die geld- und kreditpolitische
Entwicklung liegen nur für die ersten drei Mo-
nate des Jahres 1994 vor; es läßt sich hieraus
kein Trend zu einer stabilitätsorientierten Poli-
tik ablesen. Im ersten Quartal 1994 war im Ver-
gleich zu den Vorjahren keine Eindämmung des
Geldmengenwachstums (M3) zu verzeichnen;
anhaltend negative Realzinsen und hohe monat-
liche Inflationsraten deuten darauf hin, daß
auch im weiteren Verlauf des Jahres keine Ab-
schwächung des Geldmengenwachstums einge-
treten ist. Damit konnten, anders als in Ruß-
land, nicht einmal erste Ansätze zu einer Stabi-
lisierung des monetären Sektors erzielt werden.Bibliothek
4es Instifufs für Weltwirtschaft
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Die Kreditvergabe der weißrussischen Zen-
tralbank expandierte im ersten Quartal 1994
deutlich stärker als die Bargeldmenge und die
Geldmenge M3 (Tabelle 12). Noch im vergan-
genen Jahr hatten die Zentralbankkredite weni-
ger stark zugenommen als die übrigen Geld-
mengenaggregate. Stärker als im Vorjahr stie-
gen auch die Geldmenge M3 und die Bankkre-
dite an, während die Wachstumsrate der Bar-
geldmenge leicht fiel. Angaben des weißrussi-
schen statistischen Amtes zufolge, die aller-
dings nicht mit anderen Quellen vergleichbar
sind, nahm das Volumen der Bankkredite in
den ersten acht Monaten von 1994 um insge-
samt 630 vH zu.
2
2 Gemessen am Anstieg des
Erzeugerpreisindex von 650 vH im selben Zeit-
raum entspricht dies einer leichten Abnahme
der realen Geldmenge, relativ zum Anstieg der
Verbraucherpreise (+605 vH) einer leichten
Zunahme. Um die im Anti-Krisen-Programm
der Regierung niedergelegten Ziele zu erreichen
(zu diesem Programm vgl. Abschnitt II.6), ist
somit eine erhebliche Reduzierung des Geld-
mengenwachstums erforderlich. In den Vorga-
ben des Programms spiegelt sich die fehlende
Autonomie der Zentralbank, wider.
Eine glaubwürdige monetäre Stabilisierung
erfordert unter anderem die Umsetzung struk-
turpolitischer Maßnahmen, insbesondere die
Umsetzung eines Konkursgesetzes für Unter-
nehmen und der Privatisierung der staatlichen
Betriebe. Werden derartige Schritte nicht einge-
leitet, droht die Gefahr, daß die Unternehmen
auf eine Beschränkung der Kreditvergabe durch
die Banken mit einer Ausweitung der zwischen-
betrieblichen Verschuldung reagieren und so
eine spätere Monetisierung dieser Schulden zu
erzwingen versuchen. Ein solches Verhaltens-
muster war bereits zur Jahreswende 1993/94 zu
beobachten. 1993 war ein realer Rückgang der
Geldmenge M3 von einem deutlichen Anstieg
der heimischen zwischenbetrieblichen Ver-
schuldung begleitet. Insbesondere im Dezember
stieg das Volumen der Lieferantenkredite auf
das 3,5fache des Niveaus vom Vormonat. In
den ersten drei Monaten von 1994 war hinge-
gen bei einem realen Anstieg von M3 ein deut-
licher realer Rückgang der zwischenbetriebli-
chen Verschuldung zu beobachten, was mit
einer — zumindest teilweisen — Monetisierung
dieser Schulden durch das Bankensystem zu er-
klären ist.
2
3 Jedoch konnte ein erneuter realer
Anstieg der zwischenbetrieblichen Verschul-
dung nicht verhindert werden. Im zweiten und
dritten Quartal 1994 nahm das Volumen der
Lieferantenkredite wieder deutlich stärker zu
als die Verbraucherpreise; im dritten Quartal
gilt dies auch für die Erzeugerpreise.
2
4
Tabelle 12 - Geldmengen- und Kreditentwicklung in
Weißrußland und Rußland 1992, 1993 und 1994
a (Verän-
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Quelle: Interne Arbeitsunterlagen des Internationalen
Währungsfonds und des Russischen Wirtschaftsministe-
riums; Central'nyi Bank Rossijskoj Federacii, Bjulleten'
Bankovskoj Statistiki, Nr. 1/1994; Russian Economic
Trends, verschiedene Ausgaben; eigene Berechnungen.
In den drei ersten Monaten des Jahres 1994
hat eine deutliche Umschichtung in der Struktur
der Zentralbankkredite weg von Krediten an
Geschäftsbanken, hin zu einer verstärkten Kre-
ditierung des Budgets stattgefunden (Tabelle
13). Während Ende 1991 nur knapp 10 vH der
Zentralbankkredite an die Regierung vergeben
worden waren, stieg dieser Anteil auf 58 vH am
Ende des ersten Quartals 1994. Zwar vergab die
Zentralbank so gut wie keine Kredite direkt an
Unternehmen, jedoch flössen sowohl Kredite an
die Regierung als auch Kredite an die Ge-
schäftsbanken unmittelbar an den Unterneh-
menssektor weiter.14








Anteil an den Krediten
an Geschäftsbanken























Quelle: Interne Arbeitsunterlagen des Internationalen
Währungsfonds; eigene Berechnungen.
Grundsätzlich ist der Übergang von indirek-
ten Subventionen, die den Unternehmen durch
das Bankensystem zufließen, zu direkten Sub-
ventionen aus dem Budget zu begrüßen, da er
die Transparenz des Finanzsystems erhöht und
mehr Unabhängigkeit der Geschäftsbanken von
einer politisch motivierten Kreditvergabe er-
möglicht. Allerdings ist diese positive Bewer-
tung einzuschränken: So hat die Zentralbank
zwar insgesamt einen geringeren Anteil ihrer
Kredite über die Banken vergeben, gleichzeitig
aber auch den Anteil derjenigen Kredite ge-
senkt, über deren Vergabe die Banken frei ent-
scheiden können. Während Ende 1992 nur 54
vH der von der Zentralbank an die Banken ver-
gebenen Kredite zentralisierte Mittel waren,
stieg dieser Anteil auf 75 vH am Ende des er-
sten Quartals 1994 (Tabelle 13). In der Regel
bestimmt die Zentralbank im Rahmen von Re-
gierungsvorgaben bei der Vergabe zentralisier-
ter Kredite sowohl die Empfänger als auch Zin-
sen und Laufzeiten der Kredite.
2
5
Der allgemeine Refinanzierungszins blieb bis
Ende September 1994 auf einem Niveau von
210 vH. Angesichts der anhaltend hohen Infla-
tionsraten bedeutete dies — abgesehen von
einer kurzen Periode positiver Realzinsen im
März 1994 — eine Fortsetzung der Politik ne-
gativer Realzinsen (Schaubild 2).
2
6 Tatsächlich
dürfte die über negative Realzinsen bewirkte
indirekte Subventionierung der Unternehmen
durch die Zentralbank noch größer ausfallen,
als dies die Betrachtung des allgemeinen Refi-
nanzierungssatzes anzeigt. Nach wie vor wird
eine Reihe vergünstigter Zentralbankkredite
über das Budget oder die Geschäftsbanken an
Sektoren wie die Landwirtschaft vergeben. Ent-
sprechend blieben auch die realen Einlagen-
und Kreditzinsen deutlich im negativen Be-
reich. Diese negativen Realzinsen bewirken
eine Umverteilung von Vermögen zugunsten
der Schuldner und zu Lasten der Gläubiger. Als
Reaktion auf die reale Entwertung ihrer Gutha-
ben in heimischer Währung hielten Haushalte
und Unternehmen im März 1994 rund 37 vH
ihrer Guthaben in ausländischer Währung; Ende
1992 waren dies nur 5 vH gewesen. Zudem ha-
ben private Haushalte und Unternehmen im
ersten Quartal 1994 im Vergleich zum Vorjahr
ihre Bargeldhaltung im Verhältnis zu ihren Ein-
lagen in inländischer Währung bei den Banken
gesenkt. Vorübergehend gesunkene Inflations-
raten haben die Realzinsen zeitweise aus dem
extrem negativen Bereich herausgeführt und so-
mit die Einlagen bei Banken attraktiver ge-
macht. Da jedoch die Geschäftsbanken gleich-
zeitig ihre Reservehaltung bei der Zentralbank
deutlich erhöht hatten, ist der GeldmultipHkator
von einem Wert von 2,33 Ende 1993 auf 1,83
Ende März 1994 gefallen. Das bedeutet, daß die
Zentralbank ceteris paribus eine größere Basis-
geldmenge bereitstellen mußte, um eine geplan-
te Erhöhung der Geldmenge zu erzielen.
Schaubild 2 - Reale monatliche Refinanzierungssätze in
Weißrußland und Rußland
a 1992, 1993 und 1994 (vH)
Weißrußland Rußland
aDeflationiert mit dem Erzeugerpreisindex.
Quelle: Interne Unterlagen des Internationalen Wäh-
rungsfonds; eigene Berechnungen.15
3. Außenwirtschaftsbeziehungen
Im zweiten Halbjahr 1994 hat sich die interna-
tionale Zahlungsfähigkeit Weißrußlands erheb-
lich verschlechtert. Das augenfälligste Krisen-
symptom sind die rasch wachsenden Zahlungs-
rückstände für russische Lieferungen von Ener-
gieträgern. Nach russischen Angaben sollen die
ausstehenden Beträge Ende Oktober bei etwa
500 Mill. US$ gelegen haben, was mehr als ei-




Die Ursachenanalyse wird dadurch er-
schwert, daß der weißrussische Handel stati-
stisch immer noch völlig unzureichend erfaßt
wird. Nach Schätzungen des Internationalen
Währungsfonds wird sich das Leistungsbilanz-
defizit 1994 insgesamt um mehr als die Hälfte
auf über 600 Mill. US$ ausweiten. Das Defizit
wurde 1993 rechnerisch durch Kredite Ruß-
lands sowie durch die erste Tranche der Sy-
stemtransformationsfazilität des IWF finanziert.
Auch 1994 wird die verbleibende Finanzie-
rungslücke vermutlich zum Teil durch Kredite
des IWF gedeckt werden (zweite Tranche der
Systemtransformationsfazilität und erste Tran-
che eines Bestandskredits; insgesamt etwa 140
Mill. US$). Außerdem dürfte die russische Re-
gierung zumindest einen Teil der Zahlungs-
rückstände Weißrußlands aus der Einfuhr von
Energieträgern in staatliche Kredite umwan-
deln.
Die Auslandsverschuldung Weißrußlands
wird unter diesen Umständen und unter Berück-
sichtigung weiterer Kredite von Weltbank und
Osteuropabank bis Jahresende 1994 auf etwa
1,8 Mrd. US$ steigen (Tabelle 14).
2
8 Dies ent-
spricht etwa 40 vH des BIP von 1993; für das
BIP von 1994 dürfte diese Relation bei minde-
stens 50 vH liegen. Die Zinszahlungen in den
Folgejahren würden sich bei einem- hypotheti-
schen Zinssatz von 7,5 vH auf knapp 140 Mill.
US$ bzw. 6 vH der Gesamtexporte des Jahres
1994 belaufen. Damit liegt die Auslandsver-
schuldung Weißrußlands bereits jetzt — nach
gerade drei Jahren staatlicher Unabhängigkeit
und ohne Belastung durch Altschulden der
Sowjetunion — ähnlich hoch wie beim Durch-
schnitt der Staaten, die von der Weltbank als
Länder mit mittlerem Einkommen klassifiziert
werden.
2^
Die bisher verfolgte Strategie, Leistungsbi-
lanzdefizite ohne interne Strukturanpassung
durch Kredite zu finanzieren, muß auf mittlere
Sicht scheitern. Das weißrussische Leistungsbi-
lanzdefizit lag 1993 bei etwa einem Zehntel des
Bruttoinlandsproduktes zu laufenden Preisen
und umgerechnet zum laufenden Wechselkurs.
Dieser Wert dürfte 1994 bei einem ungefähr
verdoppelten Defizit und weiter geschrumpften
Bruttoinlandsprodukt noch erheblich ansteigen.
Eine derart hohe Neuverschuldung wird sich
nicht mehr lange durchhalten lassen, ohne daß
die Schuldendienstverpflichtung untragbar und
Weißrußland international zahlungsunfähig
wird. Selbst westliche Regierungen und multi-
laterale Organisationen, die bei ihrer Kreditver-
gabe nicht nur ökonomische, sondern auch poli-
tische Kriterien anwenden, werden unter diesen
Umständen die Frage nach der Kreditwürdig-
keit Weißrußlands aufwerfen müssen.
In dem Anti-Krisen-Programm wird ange-
kündigt, die Subventionen für den Einsatz im-
portierter Energieträger schrittweise abzubau-
en.
3
0 Damit würde ein Anreiz zum sparsamen
Umgang mit Energie geschaffen. Dieses Ver-
fahren wäre ökonomisch effizienter als die bis-
her praktizierte Rationierung durch zentrale Be-
hörden. Andere Maßnahmen sollen Export-
hemmnisse beseitigen.
3
1 So soll die Sonder-
steuer von 15 vH auf Exporterlöse aus Staaten
außerhalb der GUS abgeschafft werden. Der
Zwangsumtausch von Exporterlösen in russi-
schen Rubeln zum Marktkurs soll, entspre-
chend der Regelung für Staaten außerhalb der
GUS, von 100 auf 50 vH herabgesetzt werden.
Exportlizenzen und -quoten sollen bis auf weni-
ge Ausnahmen entfallen. Offenbar sollen zur
gezielten Förderung von Exporten die Akzisen
bei der Ausfuhr bestimmter Fertigwaren (Rei-




Daneben soll noch 1994 die Mehrwertsteuer




3 Diese Maßnahme soll offen-
bar angesichts des bilateralen Handelsbilanzde-
fizits einen Anreiz für Exporte nach Rußland16
























































Einschließlich Eximbank. - Weißrussischer Anteil an Kreditzusagen an die <
rangen. -












































Schweiz, Frankreich. — "Einschließlich voraussichtlicher Umverschul-
düngen von 200 Mill. USS. -
 eUnter Berücksichtigung von Tilgungszahlungen liegt die Auslandsverschuldung Ende
1994 bei 1 822 Mill. USS und Ende 1995 bei 2 861 Mill. US$.
Quelle: Unveröffentlichte Arbeitsunterlagen des NIEI.
schaffen. Steuersystematisch ist sie aber unbe-
gründet, da sowohl Rußland als auch Weißruß-
land bei der Erhebung der Mehrwertsteuer im
bilateralen Handel nach dem Ursprungsland-
prinzip vorgehen, d.h. ihre jeweiligen Exporte,
nicht aber ihre Importe der Steuer unterwerfen.
Außerdem sind die Clearing-Abkommen 1994
verglichen mit den Vorjahren in ihrer Bedeu-
tung weiter zurückgeführt worden. Sie stellen
ein Überbleibsel der Planwirtschaft dar, das an-
gesichts der inzwischen eingetretenen Verbes-
serungen im zwischenstaatlichen Zahlungssy-
stem sowie der Anwendung von weltmarktna-
hen Preisen im Handel zwischen den GUS-Mit-
gliedsländern in naher Zukunft überflüssig sein
wird. Ab 1995 soll die Mehrwertsteuerbefrei-
ung dann für alle Exporte gelten.
4. Währungspolitik und Rubelzone
3
4
Die weißrussische Regierung hat ihre Pläne für
eine Währungsunion mit Rußland bis auf wei-
teres aufgegeben.
3
5 Allerdings war die als erste
Stufe einer Währungsunion geplante Zollunion
im Juni 1994 bereits verwirklicht worden.
Schon im März hatte die weißrussische Zentral-
bank den zuvor bei einem Verhältnis von 1:1
fixierten offiziellen Bargeldkurs zum russischen
Rubel an den damaligen Marktkurs von 10:1
angeglichen; im Oktober 1994 war dann der








Im Bereich der Währungspolitik hat die
weißrussische Zentralbank 1994 ihre im Vor-
jahr begonnene Politik der Vereinheitlichung
der Wechselkurse fortgesetzt. Entsprechend
wurde im Januar 1994 der letzte verbliebene
Spezialkurs abgeschafft, zu dem zuvor auslän-17
dische Direktinvestitionen und umtauschpflich-
tige Exporterlöse abgerechnet werden mußten.
Zudem setzt die Zentralbank den offiziellen
Wechselkurs zum US-Dollar in Übereinstim-
mung mit dem auf der Minsker Devisenbörse
ermittelten Kurs fest; der Kurs zum russischen
Rubel wurde bis Mai 1994 leicht unterhalb des
Marktkurses fixiert.
38 Allerdings weichen nach
wie vor die Bar- und Buchgeldkurse für auslän-
dische Währungen erheblich voneinander ab,
wobei der Buchgeldkurs in der Regel deutlich
über dem Bargeldkurs liegt. Für den US-Dollar
sowie für den russischen Rubel mußten in den
ersten acht Monaten des Jahres 1994 durch-
schnittlich 15 vH mehr bezahlt werden, wenn
die Rechnung mit weißrussischem Buchgeld
und nicht mit Bargeld beglichen wurde. Dieser
Preisaufschlag erhöhte sich Anfang September
deutlich auf 30 bis 40 vH. Die beobachteten
Kursdisparitäten werden von zwei Faktoren be-
einflußt. Zum einen ist der höhere Buchgeld-
kurs ein Indikator für eine stärkere Emission
von Buch- im Vergleich zu Bargeld bei gegebe-
ner Devisenbewirtschaftung durch die Zentral-
bank. Im August 1994 verbot die Bank sogar
die Benutzung von Bargeld für Transaktionen
wie den Erwerb ausländischer Währungen oder
die Zahlung von Dividenden.
3
9 Diese Be-
schränkung wurde im Oktober 1994 wieder auf-
gehoben.
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0 Zum anderen bestehen noch immer
getrennte Geldkreisläufe für Bar- und Buch-
geld, die Arbitragegeschäfte verhindern.
Insgesamt hat die Zunahme des nominalen
Wechselkurses (200 vH) zwischen weißrussi-
schem und russischem Rubel die Änderungsra-
ten der heimischen Preise mehr als kompen-
siert, so daß sich der weißrussische Rubel in
den ersten sieben Monaten des Jahres 1994 im
Vergleich zum Jahresende 1993 real abgewertet
(-18 vH) hat (Schaubild 3). Allerdings war die
Entwicklung des realen Wechselkurses starken
Schwankungen unterworfen, so daß auf eine
reale Abwertungsphase zwischen Januar 1994
und März 1994 eine reale Aufwertungsphase
folgte. Weißrussische Im- und Exporteure wa-
ren somit stark wechselnden Preissignalen aus-
gesetzt. Die Entwicklung des realen Wechsel-
kurses zwischen weißrussischem Rubel und
US-Dollar verlief etwas kontinuierlicher und
war — wiederum mit Ausnahme des ersten
Quartals 1994 — von einer realen Aufwer-
tungstendenz gekennzeichnet. Insgesamt werte-
te sich der weißrussische Rubel bis Juli 1994
im Vergleich zum Dezember 1993 um real 12
vH gegenüber dem US-Dollar auf.
4
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Schaubild 3 - Realer Wechselkursindex des weißrussi-
schen Rubels
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aDeflationiert mit Verbraucherpreisen; Auktionskurse
zum Periodenende.
Quelle: Interne Unterlagen des Internationalen Wäh-
rungsfonds und des NIEI; eigene Berechnungen.
5. Privatisierung
Der Privatisierungsprozeß in Weißrußland
zeichnet sich durch eine Vielzahl von Defiziten
aus. Dazu zählen vor allem die folgenden:
- Die praktizierte „Entstaatlichung" von
Staatsbetrieben ist in der Regel eine reine
Rechtsformtransformation, bei der der Staat
alleiniger Eigentümer bleibt und die Betrie-
be teilweise an die Belegschaften verpachtet
werden.
- Im Rahmen der Scheckprivatisierung wird
kein neues Kapital in die Betriebe fließen,
da die Privatisierungsschecks unentgeltlich
an die Bevölkerung verteilt werden.
- Die Privatisierungsschecks sind personenge-
bunden und nicht handelbar, was nicht zur
Entwicklung von Kapitalmarktstrukturen
beitragen wird.
- Die Beteiligung von ausländischen Investo-
ren an der Privatisierung ist nur bei man-
gelndem Interesse weißrussischer Investoren18
vorgesehen; der Erwerb von Grund und Bo-
den ist Ausländern verwehrt.
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Offensichtlich vor dem Hintergrund dieser
Defizite wendet sich der Wirtschaftsrat beim
Vorsitzenden des Obersten Sowjets Weißruß-
lands in seinem Bericht vom 8. Juli 1994 gegen
die Fortführung der kostenlosen Ausgabe von
Privatisierungsschecks. Er kritisiert, daß die Di-
videndenerwartungen der Bevölkerung nicht er-
füllbar wären und dem Staat Einnahmen verlo-
ren gingen. Der Rat empfiehlt hingegen Investi-
tionsausschreibungen und -auktionen, über die
„aktive Investoren" Aktienpakete von Staatsbe-
trieben erwerben sollen. Diesem Investoren-
kreis, zu dem explizit auch Ausländer gezählt
werden, wird die Aufgabe zugedacht, die Be-
triebe zu modernisieren, neue Arbeitsplätze zu
schaffen und neue Absatzmärkte zu erschließen.
Ebenfalls ist an eine umfangreiche Beteiligung
von Banken gedacht, die gemeinsam mit Indu-
strieunternehmen „finanz-industrielle Gruppen"
bilden sollen — es bleibt dabei offen, ob dies
auch für ausländische Institute gelten soll.
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Anders als der Wirtschaftsrat will die Regie-
rung die Scheckprivatisierung zügig durchfüh-
ren. Gemäß dem Anti-Krisen-Programm sollen
bis zum 30. Juni 1995 alle Schecks ausgegeben
werden, die dann bis zum 31. Dezember 1996
verwendet werden können; das Privatisierungs-
ministerium soll Börsen und Auktionen organi-
sieren, auf denen der Aktienverkauf durchge-
führt wird. Änderungen an dem Konzept der
Scheckprivatisierung sind nicht erkennbar. Der
Privatisierung soll auch die Entwicklung eines
Wertpapiermarkts dienen, auf dem Investment-
fonds eine besondere Rolle spielen sollen.
Aussagen über die genaue Struktur und Organi-
sation dieser Fonds werden nicht gemacht. Das
Programm läßt nur erkennen, daß „spezialisier-
te Fonds" Privatisierungsschecks sammeln und
anlegen sowie „Investitions- und andere Projek-
te" durchführen sollen; der Erwerb von Fonds-
anteilen durch ausländische Investoren ist
offensichtlich vorgesehen. Eine weitere wichti-
ge Funktion des Wertpapiermarkts soll darin
bestehen, über die Plazierung staatlicher Wert-
papiere Finanzmittel für Ausgabenprogramme
der verschiedenen Gebietskörperschaften zu
mobilisieren. Das Regierungsprogramm sieht
weiterhin vor, die Bodengesetzgebung dahinge-
hend zu ändern, daß der Bodenerwerb für die
Gründung von (für das Land) „notwendigen"
Betrieben ermöglicht wird, auch wenn ausländi-
sche Investoren an diesen beteiligt sind. Die
Staatsbetriebe, aber auch Kolchosen sollen in
Aktiengesellschaften umgewandelt oder ver-
pachtet werden. Zur Einschränkung der Mono-
polstellung der Verarbeitungsbetriebe im
„Agrar-Industrie-Komplex" sollen bei ihrer
Transformation in offene Aktiengesellschaften
40 vH der Aktien an die landwirtschaftlichen
Betriebe gehen. Auch wenn abzuwarten bleibt,
wie das interpretationsfähige Regierungspro-
gramm in konkrete Politik umgesetzt wird,
scheint doch sicher zu sein, daß der Staatsein-
fluß auf das Wirtschaftsgeschehen nach wie vor
erhalten bleiben soll.
6. Anti-Krisen-Programm
Auf Initiative des neuen Präsidenten Luka-
schenko verabschiedete der Oberste Sowjet
Weißrußlands am 30. September 1994 ein Anti-
Krisen-Programm.
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Ursache der sich zuspitzenden Wirtschaftskrise
auch Versäumnisse in der bisherigen Wirt-
schaftspolitik, vor allem in der makroökonomi-
schen Stabilisierung, der Reform des Geld- und
Kreditsystems sowie der Reform der öffentli-
chen Haushalte. Es sieht zwei Phasen vor, von
denen die erste den Zeitraum von September
bis Dezember 1994, die zweite den Zeitraum
Januar bis Juni 1995 umfaßt. Das Programm
hat in erster Linie zum Ziel, den Rückgang der
Produktion aufzuhalten, die Inflation zu senken,
den Haushalt zu konsolidieren, den sozial
schwachen Bevölkerungsschichten das gegen-
wärtige Lebensniveau zu sichern und einer
Massenarbeitslosigkeit vorzubeugen. Die Priva-
tisierung wird dazu vergleichsweise kurz be-
handelt. Eine grundlegende Reform des Wirt-
schaftssystems soll erst nach dem erfolgreichen
Abschluß der zweiten Phase des Programms be-
ginnen.
Die Inflationsrate soll bis Juni 1995 auf mo-
natlich 7-8 vH und bis Ende 1995 auf monat-19
lieh 1-2 vH und das Haushaltsdefizit bis Jah-
resmitte 1995 auf 4,5 vH des BIP gesenkt wer-
den. Die Exporte sollen von Steuern und Akzi-
sen entlastet, die Investitionstätigkeit und die
kleinen Unternehmen steuerlich begünstigt und
die Schaffung von Arbeitsplätzen unterstützt
werden. Die steuerliche Belastung der Wirt-
schaft soll von 30 vH des BIP auf 22 vH ge-
senkt werden. Gleichzeitig sollen die Steuern
auf den Binnenhandel mit dem Ziel erhöht wer-
den, den Zwischenhandel zu beschränken. Die
Gesamtabgabenquote soll von gegenwärtig 50
vH des BIP auf 43 vH gesenkt werden. Zur
Entlastung des Haushalts ist die stufenweise
Einführung kostendeckender Preise für kommu-
nale Dienstleistungen, Transport und Energie
vorgesehen. Das Programm kündigt darüber
hinaus die Einführung kostendeckender Preise
für Energieträger, Lebensmittel und Wohnungs-
mieten an. Staatliche Preiskontrollen sollen bei
Monopolanbietern und übergangsweise bei den
Anbietern von Brot und Milch beibehalten wer-
den. Die staatlichen Aufkaufspreise für land-
wirtschaftliche Produkte sollen stufenweise er-
höht werden, bis sie die Durchschnittskosten
für Agrarprodukte decken. Die sozial schwa-
chen Bevölkerungsschichten sollen Ausgleichs-
zahlungen erhalten.
Das Geldmengenwachstum soll 40 vH im
vierten Quartal 1994 und 60-80 vH im ersten
Halbjahr 1995 (jeweils gegenüber der Vorperio-
de) nicht überschreiten. Die Kreditierung des
Haushaltsdefizits durch die Zentralbank soll nur
bis 2,8 vH des BIP Ende 1994 und bis 2,5 vH
Mitte des Jahres 1995 zugelassen werden. Vor-
zugskredite der Zentralbank sollen nur für die
Finanzierung staatlicher Lagerbestände von Ge-
treide und wichtigen Nahrungsmitteln, einigen
anderen Gütern und für die Finanzierung volks-
wirtschaftlich bedeutender Investitionsvorhaben
vergeben werden. Die Geschäftsbanken sollen
mehr Kontrollbefugnisse gegenüber den Unter-
nehmen erhalten, um, zusammen mit neuen
Zahlungsvorschriften, eine Zahlungsunfähigkeit
und gegenseitige Verschuldung der Unterneh-
men zu verhindern. Zur Verbesserung der fi-
nanziellen Lage der Unternehmen ist eine Um-
bewertung der Lagerbestände und eine Indexie-
rung der Abschreibungen vorgesehen. Die Kre-
ditierung von insolventen Betrieben soll einge-
stellt und Konkursverfahren sollen durchgeführt
werden. Gleichwohl soll die Arbeitslosenquote
Mitte 1995 die Höhe von 3 vH nicht über-
schreiten. Bei der Gewährung von Bau- und
Konsumentenkrediten an die Bevölkerung wird
eine höhere Eigenbeteiligung gefordert. Mit
dem Übergang zu einer monatlichen Gutschrift
von Depositenzinsen soll die Sparneigung er-
höht und das Vertrauen in die Wirtschaftspoli-
tik gestärkt werden.
Zum Ausgleich der defizitären Handels- und
Leistungsbilanz sieht das Programm bis auf
Ausnahmen für einzelne Güter die Beseitigung
der Quoten und Lizenzen für Exporte und die
Einschränkung von Bartergeschäften vor. Die
illegalen Kapitalexporte sollen durch eine ver-
stärkte staatliche Kontrolle unterbunden wer-
den. Ausländische Investitionen sollen auch
durch die Möglichkeit des Grunderwerbs ge-
fördert werden.
Der Rückgang der Produktion soll in erster
Linie durch die Vorgabe von Produktionszie-
len, Preisen und Tarifen, Löhnen und Gewinn-
verwendungsregeln an die staatlichen Betriebe
seitens der staatlichen Behörden und durch eine
Verschärfung der staatlichen Kontrolle aufge-
halten werden. Betriebliche Programme zur fi-
nanziellen, organisatorischen und produktions-
mäßigen Umstrukturierung sollen dagegen die
Marktorientierung der Betriebe fördern. Die Di-
rektoren der staatlichen und kommerzialisierten
Betriebe sollen persönlich für die Erfüllung der
staatlichen Vorgaben verantwortlich sein. Dies
soll in Verträgen mit den Direktoren festgelegt
sein. Die Verträge sollen die Rechte und Pflich-
ten der Direktoren beschreiben und wichtige
Eckdaten über die wirtschaftlichen Aktivitäten
und Ergebnisse der Betriebe enthalten.
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Abschluß der Verträge mit den Direktoren hat
durch Ausschreibungen zu erfolgen. Bei Nicht-
erfüllung der staatlich gesetzten Kennziffern
sollen Sanktionen einsetzen. Für insolvente Be-
triebe sind Konkursverfahren einzuleiten.
Ziel der Lohnpolitik ist die enge Bindung der
Löhne an die wirtschaftliche Lage der Betriebe.
Dazu ist auch die Normierung der Personalko-
sten der staatlichen Betriebe insgesamt und die
Verhängung von Sanktionen im Falle der Über-20
schreitung der gesetzten Normen vorgesehen.
Einkommen und Löhne sollen auch stärker als
bisher durch Verträge zwischen den „Tarifpart-
nem" sowie zwischen Behörden und Direktoren
der staatlichen Unternehmen bestimmt werden.
Da die Instrumente der zentralgeplanten
Wirtschaft weggebrochen sind und marktwirt-
schaftliche Strukturen fast völlig fehlen, wäre
es dringend notwendig, in das Programm prin-
zipielle Reformmaßnahmen aufzunehmen. Die
Regierung versucht jedoch, die Eigentümer-
funktion des Staates gegenüber den Staatsbe-
trieben wieder mit massiven Auflagen und
scharfer Kontrolle durchzusetzen. Dieser von
der Regierung und dem Parlament eingeschla-
gene Weg wird kaum erfolgreich sein, da er
nicht an die Interessenlage der Wirtschaftssub-
jekte anknüpfen kann. Persönliche Verträge mit
den Direktoren und die Androhung von Sank-
tionen können als Instrument nicht ausreichen,
zumal diesem Personenkreis auch der Wechsel
in Privatunternehmen offensteht. Aussagen
über die dringende Umstrukturierung der noch
auf den ehemals sowjetischen Markt ausgerich-
teten Großunternehmen und über ihre Privati-
sierung bzw. Kommerzialisierung wurden im
Programm nicht getroffen.
Insgesamt muß konstatiert werden, daß. die
makroökonomischen Ziele des Programms in
sich widersprüchlich sind; es fehlt eine eindeu-
tige Schwerpunktsetzung. Eine Senkung der
offenen Inflation, die Stabilisierung der Pro-
duktion und eine Arbeitslosenquote von nur 3
vH bei gleichzeitiger Sicherung des bisherigen
Konsumniveaus kann nur zu Lasten der Inve-
stitionen gehen und erfordert darüber hinaus die
Rückkehr zu dirigistischen Methoden. In der
Tat verzichtet das Programm nicht nur darauf,
die Stabilisierungsmaßnahmen mit einer Be-
schleunigung der Transformation zu verbinden.
Trotz einer vorsichtigen Deregulierung in eini-
gen Teilbereichen hat das Programm insgesamt
sogar auch ausdrücklich die Wiederherstellung
befehlswirtschafflicher Strukturen zum Ziel.
III. Zusammenfassung
In Weißrußland fehlt nach wie vor eine ange-
messene wirtschaftspolitische Reaktion auf die
äußerst schwierige wirtschaftliche Lage des
Landes. Dies hat erwartungsgemäß zu einer
weiteren Verschärfung der Wirtschaftskrise ge-
führt. Für das Gesamtjahr 1994 ist auf der Basis
der ersten drei Quartale mit einem Rückgang
des realen BIP um etwa ein Viertel zu rechnen.
Das Tempo des Rückgangs dürfte sich damit
gegenüber 1993 mehr als verdoppeln. Überpro-
portional fiel der Produktionsrückgang in den
ersten drei Quartalen 1994 zum einen in der
Brennstoffindustrie aus, die vor allem russi-
sches Erdöl weiterverarbeitet; daran wird die
zentrale Rolle der im Preis stark gestiegenen
und zugleich mengenmäßig erheblich reduzier-
ten russischen Energielieferungen deutlich.
Zum anderen weisen solche Industriezweige be-
sonders ausgeprägte Rückgänge auf, die Inve-
stitionsgüter — vorzugsweise für den GUS-
Markt — erzeugen. Rückläufig entwickelten
sich aber auch die Erträge in der Landwirt-
schaft. Die Bruttoanlageinvestitionen schrumpf-
ten um 26 vH. Allerdings nahmen dabei die In-
vestitionen in die Erdölverarbeitung, die chemi-
sche und petrochemische Industrie geringfügig
zu. Die Arbeitslosenquote beträgt offiziell im-
mer noch nur 2 vH. Angesichts eines kumulier-
ten Rückgangs des BIP seit 1989 von etwa 40
vH muß jedoch von versteckter Massenarbeits-
losigkeit ausgegangen werden. Die Verbrau-
cherpreise stiegen im bisherigen Verlauf des
Jahres 1994 durchschnittlich um 27 vH im
Monat.
Die Fiskalpolitik verlief 1994 äußerst
sprunghaft. Nach einer extremen Zunahme der
Haushaltsausgaben im ersten Quartal, die zu
einem Defizit von 13 vH des BIP führte, wur-
den im weiteren Jahresverlauf kräftige Ausga-
benkürzungen vorgenommen, so daß das kumu-
lierte Defizit im dritten Quartal 1994 unter 3
vH des BIP fiel. Es ist jedoch zu vermuten, daß
die Geldpolitik die Aufgaben der Fiskalpolitik
übernommen hat. Dies würde bedeuten, daß an21
die Stelle von Zuwendungen aus dem Staats-
haushalt im zweiten und dritten Quartal neuer-
lich Kredite traten, die von der Zentralbank zu
negativen Realzinsen bzw. de facto ohne Rück-
zahlungspflicht über die Geschäftsbanken an
die Unternehmen ausgegeben wurden. Auf die-
se Praxis verweisen sowohl jüngste Absichtser-
klärungen, künftig anders verfahren zu wollen,
als auch die anhaltend hohen Inflationsraten.
Von seiten der Lohnpolitik kam es zu einer be-
trächtlichen Kostenentlastung für die Unterneh-
men. Diese Entwicklung ging mit einem erheb-
lichen Rückgang des Lebensstandards einher.
Das Leistungsbilanzdefizit dürfte sich 1994
um mehr als die Hälfte auf über 600 Mill. US$
ausweiten. Obwohl Weißrußland ohne Bela-
stung durch Altschulden der Sowjetunion in die
Unabhängigkeit ging, beträgt der Stand der Au-
ßenverschuldung nach nur drei Jahren Unab-
hängigkeit bereits über 50 vH des BIP. Ein sol-
ches Ausmaß der Neuverschuldung wird sich
nicht mehr lange fortführen lassen. Als eines
der Instrumente zur Lösung des Problems
zeichnet sich die Bezahlung russischer Energie-
lieferungen mit Aktienpaketen weißrussischer
Unternehmen ab. Die noch im ersten Halbjahr
gehegten Hoffnungen auf wieder niedrigere rus-
sische Energiepreise, auf die Wiederbelebung
der alten Absatzmärkte in Rußland, auf einen
Beitritt zur Rubelzone und damit auf neuerliche
Subventionen in Gestalt einer Beteiligung an
den russischen Geldschöpfungsgewinnen haben
sich, wie dies von den Instituten erwartet wor-
den war, allesamt zerschlagen.
Damit ist die Wirtschaftspolitik auf der gan-
zen Linie gescheitert. Weder konnte der Le-
bensstandard der Bevölkerung aufrechterhalten,
noch ein dramatischer Einbruch der Investitio-
nen verhindert werden. Auch das nach den Prä-
sidentschaftswahlen schnell erstellte Anti-Kri-
sen-Programm bietet keinen Lösungsansatz. Es
enthält unvereinbare Zielsetzungen. So soll der
gegenwärtige Lebensstandard gehalten, eine un-
gleichere Verteilung von Einkommen und Ver-
mögen nicht zugelassen, in kurzer Frist der Pro-
duktionsrückgang praktisch zum Stillstand ge-
bracht, die Arbeitslosigkeit auf 3 vH beschränkt
und die monatliche Inflationsrate in den einstel-
ligen Bereich zurückgeführt werden. Die vorge-
schlagenen Instrumente zur Erreichung dieser
Ziele werden unzureichend präzisiert. So sollen
einerseits keine Kredite mehr an zahlungsunfä-
hige Unternehmen ausgereicht werden, anderer-
seits soll es für Unternehmen, denen eine
Priorität zugesprochen wird, bei finanz- und
geldpolitischer Unterstützung bleiben. Einer-
seits sollen Kredite nur noch zu Marktzinsen
ausgereicht werden, andererseits gelten weiter-
hin Vorzugszinsen für sozial wichtige Zwecke.
Einerseits wird eine Liberalisierung der Außen-
wirtschaftstätigkeit angekündigt, andererseits
ihre stärkere Regulierung und Kontrolle. Diese
Widersprüche deuten darauf hin, daß es sich bei
dem Anti-Krisen-Programm um ein Kompro-
mißpapier handelt, in das ohne ausreichende
Abstimmung die Forderungen verschiedener
Interessengruppen Eingang fanden. Insgesamt
wird also die Krise von der weißrussischen Re-
gierung nicht zum Anlaß entschiedener markt-
wirtschaftlicher Reformen genommen. Viel-
mehr werden befehlswirtschaftliche Strukturen
reaktiviert. Westliche Unterstützung sollte da-
her mit der nachdrücklichen Forderung nach ei-
nem schlüssigen Transformationskonzept ver-
bunden bleiben.22
Fußnoten
Die statistischen Angaben über die Produktionsentwicklung bei den einzelnen Erzeugnissen der Brennstoffindustrie
stehen allerdings im Widerspruch zu dem für die gesamte Branche ausgewiesenen Produktionsrückgang von über 50
vH. Die Erdölförderung ging in den ersten neun Monaten gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum lediglich
um 0,3 vH zurück, die Produktion von Dieselbrennstoff um 8 vH, von Heizöl um 30 vH, von Erdölbitumen um 18 vH
und von Torfbriketts um 20 vH. Bei Benzin wird sogar ein Produktionsanstieg von 4 vH ausgewiesen. Vgl. O rabote
narodnogo chozjajstva Respubliki Belarus' v janvare-sentjabre 1994 goda. Minsk 1994, S. 79.
2 Vgl. O rabote... v janvare-sentjabre 1994, a.a.O., S. 12 ff. und 77 ff.
3 Vgl. Analiticeskij doklad o funkcionirovanii ekonomiki Belarusi v pervom polugodii 1993 goda. Minsk 1993, S. 110.
O rabote... v janvare-sentjabre 1994, a.a.O., S. 12 f.
4 Vgl. O rabote... v janvare-sentjabre 1994, a.a.O., S. 28 ff. und 85 ff.
5 Vgl. O rabote... v janvare-sentjabre 1994, a.a.O., S. 33 f.
6 Vgl. O rabote... v janvare-sentjabre 1994, a.a.O., S. 67 ff. und 127.
7 Vgl. O rabote... v janvare-sentjabre 1994, a.a.O., S. 8 und 61.
8 Vgl. O rabote... v janvare-sentjabre 1994, a.a.O., S. 61; eigene Berechnungen.
9 Diese Vermutung wird dadurch gestützt, daß die Regierung im Anti-Krisen-Programm eine Eindämmung des Zwi-
schenhandels anzustreben scheint.
10 Unveröffentlichtes Arbeitsmaterial des weißrussischen Wirtschaftsministeriums.
11 Die Betriebe erlaubten sich offensichtlich zunehmende Beschäftigungsreserven, deren Ausmaße sicherlich die offizi-
elle Arbeitslosigkeit bei weitem übersteigen.
12 Vgl. O rabote ... v janvare-sentjabre 1994, a.a.O., S. 22.
13 Vgl. O rabote ... v janvare-ijule 1994 g., S. 41.
14 Vgl. O rabote ... v janvare-sentjabre 1994 g., S. 73.
15 Beachtenswert erscheint, daß bereits Mitte Oktober 1994 die Daten über das BIP sowie für den konsolidierten Haus-
halt bis zum Ende des dritten Quartals vorlagen. Der konsolidierte Haushalt umfaßt den Republikshaushalt und die
Haushalte der unmittelbar nachgeordneten Gebietskörperschaften; nicht erfaßt sind die Aktivitäten der staatlichen
Unternehmen und die außerbudgetären Fonds (Nebenhaushalte).
16 Zugrunde gelegt wurde ein in den offiziellen Daten impliziter BIP-Deflator von 2 600 vH.
17 In dieser Zahl spiegelt sich nicht die Abgabenquote wider; vor allem die Unternehmen sind zusätzlich zu den Steuer-
zahlungen mit erheblichen Abgaben in die außerbudgetären Fonds belastet. In den ersten sechs Monaten des Jahres
1994 beliefen sich die Zahlungen in den Sozialversicherungsfonds und den Beschäftigungsfonds auf etwa 11 vH des
BIP.
18 Mit dieser Veränderung des Steuersatzes wurde eine Annäherung des weißrussischen Steuersystems an die russische
Gesetzeslage angestrebt, um eine Voraussetzung für den damals geplanten Beitritt zur Rubelzone zu schaffen.
19 Diese sind auf Grundlage des Minimallohns kalkuliert. Jede Änderung des Minimallohnsatzes führt daher zu einer
nominalen Veränderung der Einkommensklassen. Vgl. Calavek i ekanomika, Nr. 1/1994, S. 32 ff. Die Minimallohn-
entwicklung blieb hinter der Inflation zurück.
20 Interne Unterlagen des Forschungsinstituts des Wirtschaftsministeriums der weißrussischen Regierung, Naucno-issle-
dovatel'skij ekonomiceskij institut (NIES).
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